
Bundessozialgenicht ‘> ‚_ I m N a m e n d e s V o l k e s

Az.-;.32.BE,@.Qléé

Zugestellt am
15‚ Dez° 1967

Reg0bSekretär
als Urkunde—
beamter der
Geschäftsstelle

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
..........................

Der 42° Senat des Bundessozielgerichts hat ohne
_mündliChe Verhandlung am 24„ November 1967 durch

Bundesrichter ' S c h m i d t h a l s

.
— Vorsitzender —

Bundesriohterin ' G e y s e r und
Bundesrichter

‚
Dr„ F r i e d e r i c h 5

Bundessozialrichter W e b e r und
Enndessozialrichter F o x

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
HeSSi80hen Landessozialgerichts vom 47° Januar 4965
aufgehoben. ' ' ’

Die Berufung der Klägerin gegen daS Urteil des SG
Frankfurt/Main vom 49. Juni 4962 wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Berufsungs— und Revieions»

verfahrens sind nicht zu erstatten° '
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Der Rechtsstreit betrifft die Frage‚ ob bei der Berechnung

der Erwerbsunfähigkeits— (EU) Rente der Klägerin Sozielveré

sicherungsbeiträge anzurechnen sind, die für sie in der

sowjetisck:besetzten Zone (SBZ) aufgrund einer Beschäfti—

gung während des Bezugs von "Altersrente" entrichtet wurden

(55 15‚ 19 Abs. 5 des Fremdrentengesetzes (FRG).

Die Klägerin (geb. 1885) ist im Dezember 1960 von der SBZ

in die Bundesrepublik (BR) übersiedelt. Sie bezog in der
SBZ eine Altersrente von September 1955 bis November 1960„

Die Rente wurde ihr bei “verkürzter Wartezeit" aufgrund

einer Beitragsleistung von 1950 bis 1955 (265 Wochen) ge—
währt. Die Klägerin war weiter beschäftigt9 und es wurden

Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung für sie entrichtet.

Die Beklagte gewährt der Klägerin seit 1° Dezember 1960

Rente wegen EU° Sie berechnete sie gemäß Art° 2 5 42 des
Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

nach altem Recht auf monatlich 76.— DM° Dabei rechnete

sie die von 1950 bis 1955 entrichteten Beiträge an‚ jedoch

nicht die nach der Gewährung der Altersrente geleisteten

Beiträge (Bescheid vom 22° August 1961); Sie bezieht sich

auf 5 19 Abs„ 5 FRG. Die Klägerin meint, sie müsse eine
höhere Rente erhalten.

Das Sozialgericht (SG) Frankfurt/Main hat die Klage ebge«

wiesen (Urteil vom 19° Juni 1962). Das Hessische Landes»

sozialgericht (LSG) hat der Berufung der Klägerin statt—

gegeben und die Beklagte verurteilt‚ noch Beitragszeiten

vom 1° September 1955 bis 51„ Dezember 1956 zu berück—

sichtigen. Die Revision wurde zugelassen (Urteil
vom

1?„ Januar 1965). Das LSG hat im wesentlichen ausgeführt‚

@ 19 Abs. 5 FRG sei nicht anzuwenden. Die Altersrente9
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die die Klägerin in der SBZ aufgrund der zu einem Versi—

cherungsträger der SBZ geleisteten Beiträge erhalten habe7

stelle keine dem Altersruhegeld in der BR entsprechende

Leistung dar. Dies treffe nur bei Leistungen zu, die die

typischen Voraussetzungen eines Altersruhegeldes erfüll—

ten. Insbesondere müßte u.a. eine wesentlich längere War—

tezeit als bei den übrigen Rentenarten zurückgelegt sein.

Die Klägerin habe diesen erhöhten Anforderungen
zum Bezug

der Jltersrente nicht genügen müssen. Die Beklagte habe

die seit 4955 zurückgelegten Beitragszeiten bei der Ren—

tenberechnung zu berücksichtigen, aber nur bis 54‚ Dezem—

ber 4956, da die Klägerin eine Rente gemäß Art° 2 5 42 ArVNG
erhalte„

Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt‚

das Urteil des LSG aufzuhebcn und die Berufung der Kläge—

rin gegen das Urteil des SG zurückzuweisen. Sie rügt die

unrichtige Anwendung des 5 19 BBG und die Außerachtlas—

sung der 55 45, 47 FRG„ Die Klägerin habe mit der Alters—
rente eine dem Altersruhegeld entsprechende Leistung be—

zogen° Es komme nach Sinn und Zweck der genannten Vor—

schriften des FRG entscheidend nur darauf an, ob es sich

um eine auf den Versicherungsfall des Alters abgestellte

Leistung handele° Diese Voraussetzung sei erfüllte

Die Klägerin beantragt() die Revision der Beklagten zu—
rückzuweisen°

Beide Beteiligte sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (5 124 Abs° 2 SGG)°

II
‚

Die Revision ist begründet.

Das LSG hat die Beklagte zu Unrecht zur Anrechnung weiterer

Beitragszeiten verurteilt; denn die $Altersrente", die die

Klägerin in der SBZ bezogen hat, entspricht dem ”Alters—
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ruhegeld” in der RVG(5 49 Abs.. 5 FRG); auch können die
Zeiten ihrer Beschäftigung während des Bezugs der Alters—

rente nicht als "Beschäftigungszeiten" nach 5 46 FRG ange—
rechnet werdenw

@ 49 Abs„ 5 FRG bestimmt in Ergänzung von 5 4255 Abs° 2

Satz 4 und 5 4254 Abs„ 2 Satz 2 EVO, daß Beitragszeiten°
die während des Bezuges einer dem Altersruhegeld entspre—

chenden Leistung zurückgelegt sind, für die Hinterbliebenenm

renten zusätzlich angerechnet werden" Beitragszeiten im

Sinne dieser Vorschrift sind die nach @45 Abs° 4 FRG gleich—
gestellten Zeiten9 d„h‚ die in einer gesetzlichen R s n t e n

versicherung zurückgélegten Beitragszeiten (vgl„ 5 45

Abs. 2 FRG)‚

Die Beklagte bezweifelt im Hinblick auf die vom LSG nicht

aufgeführten Eintragungen in den Versicherungsausweisen der

SBZ, ob die Klägerin Beitragszeiten in der Rentenversiche—

rung zurückgelegt hat‘. Aus dem Sozialversicherungsrecht

der SBZ, das in der hier maßgeblichen Zeit der Beschäfti«

gung der Klägerin gegolten hat, ergeben sich tatsächlich

solche Zweifel?

In der SBZ besteht eine Einheitsversicherung in der Soziale

Versicherung° Nach 5 2 der Verordnung über Sozialpflicht»
Aversicherung

vom 28° Januar 4947 (VSV, Arbeit- und Sozial»
fürsorge —AuS- 4947, 92) bezeichnet "Sozialver310herung“

die Pflichtversicherung für den Fall von Unfällen und

Berufserkrankungen, von Krankheit, Mutterschaft, Invali—

dität und Alter sowie zugunsten der Hinterbliebenen° Nach

@ 5 VSV unterliegen der Sozialversicherungspflicht alle in

unselbständiger Arbeit stehenden ständig und unständig

Beschäftigten .„„ Nach 5 48 Abs. 4 Buchst° & VSV werden

die Versicherungsbeiträge für BeSChäftigte auf 20 % des
Grundbetrages festgesetzt. Der Versicherte und der Unter»

nehmer zahlen je die Hälfte der Bbiträge„ Nach 5 48 Abs„ 4
Buchst. e VSV zahlen im Fall der Arbeitsfortsetzung oder

der Arbeitsaufnahme von Arbeitern und Angestellten? die
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Vollrente beziehen? solche Personen keine Versicherungs—

beiträge; die Unternehmer sind verpflichtet‚ für solche

Personen ihren Beitragsanteil zu zahlen. Vollrentner im

Sinne dieser Bestimmung sind Personen, die eine Vollrente

aufgrund der 55 54 und 55 VSV erhalten (Erste DVG zur VSV

vom9.4.1947,AuS4947,495}. Nach5 55Abs. 4 VSVerhal—‘
ten Altersrente-{„° versicherte Frauen nach Erreichung des

ßb„ Lebensjahres.

Die Altersrente, die die Klägerin nach den Feststellungen

des LSG bezogen hat, war demnach eine Vollrente im Sinne

der Beitragsvorschriften der VSV. Dem steht nicht entgegen9

daß die Rente aufgrund "verkürzter Wartezeit“ gewährt

wurde° ach @ 51 Abs° 4 VSV darf der Versicherte nicht we—

niger als zwei Drittel der Zeit versichert gewesen sein‘,

gerechnet vom Tage der erstmaligen Versicherung an? jedoch

nicht weniger als 5 Jahre bei Invalidenrente, 45 Jahre bei

Altersrente und 5 Jahre bei Bezug von Hinte'rbliebenenrerite°

@ 54 Abs‚ 5 VSV bestimmt; "Für Personen? die im Zeitpunkt

der erstmaligen Versicherung das 50. Lebensjahr erreicht

haben‚ verringert sich die Wartezeit bei Altersrente um

die Anzahl der Jahre, die das 50„ Lebensjahr übersteigen°

Die Wartezeit beträgt nicht weniger als 5 Jahre”° Diese er—

leichterte Voraussetzung der Altersrente durch die Verkür—

zung der Wartezeit bei spätem Beginn der Versicherung än—

dert nicht den Charakter der Rente als Altersrente —Voll—

rente— i„S. des 5 55 VSV; denn sie wird ohne ärztliche
Untersuchung und ohne Prüfung der Erwerbsfähigkeit auf—

grund eines bestimmten Lebensalters gewährt°

Die Klägerin war also in der SBZ Vollrentnerin„ Deshalb

hatte 5 i e als Arbeitnehmer keine Sozialversicherungs—

beiträge zu zahlen° Nur der Arbeitgeber hatte seinen Bei—

tragsanteil zu leisten. Der Beitragsanteil7 den der Arbeit—

geber bei beschäftigten Vollrentnern zu zahlen hat‚ wirkt

nicht rentensteigernd.ln Aus 1955? 410, 412 wird dargelegt„

dieser Arbéitgeberanteil diene zur Deckung der Ausgaben
der Sozialversioherung bei Krankheit einschließlich Unfall—
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folgen (Berufskrankheiten)‚ Mutterschaft und Tod. Daß der

für Bezieher von Vollrente gezahlte Beitragsanteil des

Arbeitgebers nicht rentensteigernd wirkt, entspricht inso—

fern dem weggefallenenig 4586 EVO. Jedoch könnte der Bei—

tragsanteil des Arbeitgebers nach den Ausführungen in Aus

830 Bedeutung für die Hinterbliebenenrente haben. Es braucht

indes nicht näher geprüft zu werden, ob infolge dieser

Bedeutung mit dem Arbeitgeberanteil Beiträge zur B e n —
t e n versicherung entrichtet und deshalb ”Beitragszeiten”

im Sinn des 5 45 „Abs, 4 FRG zurückgelegt sind; denn Bei—

tragszeiten, die während des Bezuges einer dem Altersruhe—

geld entsprechenden Leistung zurückgelegt sind‚ können in

der BR ohnehin erst für Hinterbliebenenrenten zusätzlich

angerechnet werden (€ 19 Abs: 5 FRG). Dieser Fall liegt hier
nicht vor. ' ‚ ’

Die Altersrente der Klägerin in der SBZ entspricht entgegen

der Ansicht des LSG dem Altersruhegeld der EVO im Sinne des

5 i9 Abs. 3 FRG. Wesentlich dafür, ob eine Leistung dem
Altersruhegeld der EVO entspricht, ist in erster Linie, daß

der zur Leistung führende Versicherungsfall auf des Lebens»

alter und nicht auf eine gesundheitliche Minderung der

Leistungs- oder Erwerbsfähigkeit (MdB) abgestellt ist5 sowie

ferner‚ daß die Leistungen anläßlich des Alters an strengere
Voraussetzungen hinsichtlich des Versicherungsverhältnisses

geknüpft sind als die Leistungen bei einer gesundheitlich

bedingten MdB, zB Dauer des Versicherungsverhältnisses,
Höhe der Beiträge u.ä.. Für die Gleichstellung genügt9 daß
unterschiedliche Voraussetzungen für eine Rente wegen MdB

und für die Altersrente im Gesetz g r u n d s ä t z 1 i c h

vorgesehen sind. Erleichterte Voraussetzungen für besondere

Fälle als Ausnahme von der Regel berühren nicht die Rechten

natur der Leistungen anläßlich des Alters als Altersrente.

Eine solche Erleichterung ist die verkürzte Wartezeit für

die Altersrente in der SBZ. Aüch das Bundesrecht erleichtert

die Erfüllung der Wartezeit für das Altersruhegeld bei Eine
tritt in die Versicherung erst nach Vollendung des 50. .

-'7_„
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Lebensjahres für einen bestimmten Personenkreis (Art. 2
5 52 Abs, 2 ArVNG)° Sowohl % 54 Abs‚ } VSV als auch Art. 2

$ 52 Abs° 2 ArVNG will Personen, die spät in die Versiche—

rung eingetreten sind, noch den Bezug der für den Versiche—

rungsfall des Alters vorgesehenen Leistungen ermöglichen°

Die Leistungen in der SBZ verlieren diese Rechtsnatur nicht

dadurch, daß der Zweck der gesetzlich geschaffenen, erleich—

terten Voraussetzungen in der RVG und in der VSV auf ver—

schiedene Weise erreicht wird, nämlich einmal durch Anrech—

nung einer fiktiven Wartezeit nach Bundesrecht und zum
anderen durch Verkürzung der allgemeinen Wartezeit nach der

VSV. Die Altersrente nach ”verkürzter Wartezeit“ kann nicht

einer BU— oder EUrente der RVG gleichgestellt werden, weil

sie nicht auf Grund einer MdB gewährt wird. Die Altersrente

der Klägerin entspricht damit dem in der RVG vorgesehenen

Altersruhegeld mit der Wirkung, daß "Beiträge" während des

Bezugs von Altersrente nur bei Hinterbliebenenrenten ange—

rechnet werden können°

Zwar erhält die Klägerin in der BR nicht Altersruhegeld

— sie hat die Wartezeit von 45 Jahren nicht erfüllt —
sondern Rente wegen EU. Doch hat dies nicht zur Folge,

daß Beitragszeiten, die sie etwa in der SBZ während des

Bezuges der Altersrente zurückgelegt haben könnte, bei
ihrer EU—Rente aus dem Grunde anzurechnen wären, weil diese

Rente kein Altersruhegeld ist, also auf einem anderen Ver—

sicherungsfall als dem des Alters beruht (vgl‘ 5 4258 Abs„

4 RVG, wonach für die Rente wegen EU die vor Eintritt der
EU zurückgelegten Versicherungs— und Ausfallzeiten berück—

sichtigt werden)° @ 49 Abs° 5 FRG muß insofern als eine

Sondervorschrift gegenüber 5 4258 Abs„ 4 RVG angesehen wer—

den‚ 5 49 Abs° j FRG stimmt mit der Systematik der RVG
überein, wonach der Versicherungsfall des Alters grundsätz—

lich der das Versicherungsleben des Versicherten abschlie— ‘

ßende Versicherungsfall ist (vgl. 5 4248 Abs" 4 und 2
Satz 5, Abs. 5 Satz 5, Abs° 6 RVG) und daß der Versicherte

während des Bezuges von Altersruhegeld nichts mehr zur Er—
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höhung einer ihm zu gewährenden Rente tun kann; denn als

'Beschäftigter ist er versicherungsfrei (@ 4229 Abs. 4
Nr. 4 RVG) und freiwillige Beiträge kann er nicht mehr ent—

richten (5 4255 Abs. 4 Satz 2 EVO). Dem entspricht, daß
5 49 Abs. 5 FRG die Anrechnung der während des Bezuges einer

dem Altersruhegeld entsprechenden Leistung zurückgelegten

Beitragszeiten erst bei dem dem Versicherungsfall des Alters

folgenden Versicherungsfall zuläßt d.h. beim Versicherungsw

fall des Todes mit Wirkung für die Hinterbliebenen. @49
Abs. 5 FRG sieht keine Ausnahme vor, wenn nach dem Bezug

einer Altersrente im Herkunftsland in der BR eine andere

Versichertenrente als das AlterSruhegeld gewährt wird. Es

entspricht auch dem in 5 45 Abs. 4 FRG noch berücksichtig—

ten Entschädigungsgedanken, wonach Beitragszeiten im

Gegensatz zu Beschäftigungszeiten (% 46 Satz 2 FRG) auch

dann gleichgestellt sind, wenn die ihnen zugrunde liegende

Beschäftigung im Bundesgebiet nicht versicherungspflichtig

gewesen wäre, daß gleichgestellte Beitragszeiten in der BR

keine stärkere Wirkung auf die Rentengewährung haben können7

als sie im Herkunftsland selbst gehabt hätten, wo sie nicht
rentensteigernd für eine Rente des weiterbeschäftigten Ben

ziehers einer "Altersrente" als ”Vollrente”
gewesen wären.

Die Zeiten der Beschäftigung während des Bezuges der
Altersrente können auch nicht als Beschäftigungszeiten nach
5 46 BBG rentensteigernd angerechnet werden. Zeiten der Be—

schäftigung sind nach 5 46 Satz 2 FRG bundesrechtlichen
Versicherungszeiten nur dann gleichgestellt, wenn die Be—

schäftigung bei Verrichtung im Bundesgebiet Versicherungs—

‚pflicht nach dem vom 4. März 4957 an geltenden Bundesrecht
begründet hätte° Gegen Entgelt beschäftigte Empfänger von
Altersruhegeld, dem die Altersrente in der SBZ entspricht‚

sind nach Bundesrecht versicherungsfrei (% 4229 Abs. 4 Nr.
4 RVG). Die Klägerin wäre sonach als Altersruhegeldempfängew

rin in der BR versicherungsfrei gewesen.

Der vom LSG festgestellte Sachverhalt genügt in Verbindung

mit dem Recht der SBZ für die sachliche Entscheidung durch
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den Senat. Auf weitere Feststellungen über die Eintragungen

in den Versicherungsausweisen der Klägerin kommt es daher

nicht an.

Das Urteil des LSG ist aus diesen Gründen aufzuheben° Die

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG ist in vollem

Umfang zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG‚
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